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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Irene
ALTENDORFER und den fachkundigen Laienrichter RR Johann PHILIPP als Beisitzer Gber die Beschwerde von XXXX,
geb. XXXX, gegen den Behindertenpass des Sozialministeriumservice, Landesstelle XXXX , vom 05.12.2019, ZI. OB: XXXX
, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF als
unbegrindet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 Bundesverfassungsgesetz (B-VG),BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

I.1. Der BeschwerdeflUhrer (nachfolgend auch: "BF" bzw. beschwerdefihrende Partei: "bP") war seit dem Jahr 2015
aufgrund eines festgestellten Grades der Behinderung von 100 v.H. im Besitz eines befristeten Behindertenpasses.

Die bP beantragte am im Akt ersichtlichen Datum beim Sozialministeriumservice als belangte Behorde ("bB") unter
Beifligung eines Befundkonvolutes neuerlich die Ausstellung eines Behindertenpasses.

I.2. Ein auf der Aktenlage basierendes Sachverstandigengutachten einer Allgemein-medizinerin vom 02.11.2019 ergab
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einen Gesamtgrad der Behinderung vom 50 v.H.

I.3. Mit Schreiben des Sozialministeriumservice, Landesstelle XXXX , vom 05.12.2019 wurde der bP ein entsprechender
Behindertenpass (im Scheckkartenformat) Ubermittelt.

Ebenso kam die die bB im Ermittlungsverfahren zum Schluss, dass die Voraussetzungen fur folgende
Zusatzeintragungen vorliegen:

"Gesundheitsschadigung gem. 8 2 Abs. 1 dritter Teilstrich VO 303/1996".
Das Gutachten der medizinischen Sachverstandigen vom 02.11.2019 wurde dem Schreiben beigelegt.
I.4. Gegen diesen Bescheid erhob die bP mit Schreiben vom 14.01.2020 Beschwerde.

I.5. Mit Schreiben vom 29.01.2020 erfolgte die Beschwerdevorlage, sie langte am selben Tag beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

I.6. Die Rechtssache wurde nach Zuweisung an die Gerichtsabteilung L517 durch Verfigung des
Geschaftsverteilungsausschusses des ho. Gerichts vom 12.10.2020 wieder abgenommen und der Gerichtsabteilung
L515 zugewiesen.

I.7. Im Rahmen einer nicht 6ffentlichen Beratung am 28.10.2020 beschloss der erkennende Senat die Beschwerde

abzuweisen.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.0 Feststellungen (Sachverhalt):

1.1. Die bP ist Staatsangehoriger der russischen Féderation und an der im Akt ersichtlichen oberdsterreichischen
Adresse wohnhaft. Die bP verfugt Gber einen bis 03.9.2021 befristeten Aufenthaltstitel im Rahmen einer Rot-Weiss-Rot-
Karte Plus.

1.2. Das am 02.11.2019 von einer arztlichen Sachverstandigen (Allgemeinmedizin) erstellte Gutachten auf Grund der
Aktenlage weist nachfolgenden relevanten Inhalt auf:

L]

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

- Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses.

- Alle vorhandenen Befunde wurden eingesehen.

- Vorgutachten, Dr. H. [...] FA fir Chirurgie vom 02.11.2015, GdB: 100 %
- Diagnose:

- Magenkarzinom mit Peritonealkarzinose - Z.n. Magenentfernung

- Arztbrief, Krankenhaus der [...] vom 05.03.2019 und 28.03.2019

- Befund:

- Zustand nach Magenkarzinom mit Gastrektomie 2014

- Zarte kleinknotige, vermutlich zentral einschmelzende ringférmig imponierende Lasionen beiderseits in den

Oberlappen bds - -endobronchialer Nachweis von Haemophilus influenzae nicht Typ B
- Arztbrief, Krankenhaus der [...] vom 28.08.2018
- Diagnose:

- Zn. Gastrektomie und Osophagojejunostomie mit zytoreduktiver HIPEC (Intraperitoneal hyperthermic
chemoperfusion) 02/2014 bei Magenkarzinom

- Unauffallige onkologische Nachsorgekontrolle.
Behandlung/en / Medikamente / Hilfsmittel:

Keine Dauermedikation;



Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche voraussichtlich
langer als sechs Monate andauern werden:

Begrindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes:

1) Z.n. Gastrektomie und Osophagojejunostomie mit zytoreduktiver HIPEC (Intraperitoneal hyperthermic
chemoperfusion) 02/2014 bei Magenkarzinom;

Unauffallige onkologische Nachsorgekontrollen, guter Allgemeinzustand - Fixsatz;
Pos. Nr. 07.04.03, GdB 50 %

Gesamtgrad der Behinderung 50 v. H.

Begrindung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Das Leiden Nummer 1 bestimmt den Gesamtgrad der Behinderung von 50 %.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

Zarte kleinknotige Lasionen beiderseits in den Oberlappen bds mit endobronchialem Nachweis von Haemophilus
influenzae nicht Typ B - Antibiose fiir 7 Tage;

Bekannte hepatale Zyste (bis 8 mm) und Hamangiom im Segment VI;

Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:

Z.n. Magenentfernung bei Magenkrebs - unauffallige Nachsorgekontrollen, Heilungsbewahrung ist abgeschlossen.
Begriindung fiir die Anderung des Gesamtgrades der Behinderung:

Herabstufung des Gesamtgrades der Behinderung von 100 % auf 50 % infolge abgeschlossener Heilungsbewahrung
bei Rezidivfreiheit.

Dauerzustand

u

Die gutachterlichen Ausfihrungen werden zu den Feststellungen zum Gesundheitszustand der bP erhoben.

1.3. Mit Schreiben vom 14.01.2019 erhob die bP gegen diesen Bescheid Beschwerde und monierte die ihrer Ansicht
nach zu geringe Einschatzung ihrer Erkrankung. Sie habe weiterhin Schmerzen und gesundheitliche Probleme auf
Grund des Magenkarzinoms. Sie leide auch an groRen Schmerzen im Rulckenbereich und sei auf die regelmaRige
Einnahme von Medikamenten angewiesen. lhr Zustand habe sich keineswegs gebessert. Sie beantrage den Grad der
Behinderung mit 100 v.H. festzustellen sowie die Einholung eines entsprechenden Sachverstandigengutachtens aus
den entsprechenden medizinischen Bereichen.

2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in den sonstigen relevanten
Unterlagen, insbesondere den durch die bP in Vorlage gebrachten arztlichen Bescheinigungsmittel, das der
Entscheidung zu Grunde liegende Gutachten sowie dem Parteienvorbringen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.



Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachversténdige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil grindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VwGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des drztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekampfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekampfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu mussen, wenn es Widerspriche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Der Verwaltungsgerichtshof fuhrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des
Parteiengehors vorliegt, wenn einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird
(VWGH vom 25.06.1987, 87/06/0017).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das
gegenstandlich eingeholte Sachverstandigengutachten auf Grund der Aktenlage vom 02.11.2019 schlUssig,
nachvollziehbar und weist keine relevanten Widerspruche auf. Nach Wirdigung des erkennenden Gerichtes erfullt es
auch die an ein arztliches Sachverstandigengutachten gestellten Anforderungen. Die getroffenen Einschatzungen,
basierend auf den vorgelegten Befunden, entsprechen der festgestellten Funktionseinschrankung. Die vorgelegten
Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten Sachverstandigenbeweises.

Im angefuhrten Gutachten wurde von der Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren Ausmal3, sowie die
vorgelegten Befunde der bP ausflihrlich eingegangen. Laut diesem Gutachten besteht bei der bP nunmehr ein
Gesamtgrad der Behinderung von 50 vH. Flhrendes Leiden stellt die Funktionseinschrankung " Z.n. Gastrektomie und
Osophagojejunostomie mit zytoreduktiver HIPEC (Intraperitoneal hyperthermic chemoperfusion) 02/2014 bei
Magenkarzinom; Unauffallige onkologische Nachsorgekontrollen, guter Allgemeinzustand" mit einem GdB von 50 %
dar.

Der Sachverstandigte legte schltssig und nachvollziehbar dar, warum nicht mehr von einem Grad der Behinderung
von 100%, sondern aufgrund des eingetretenen gesundheitlichen Verbesserungen nunmehr von 50% auszugehen ist.

Im Gutachten wurden alle relevanten, von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde bericksichtigt. Mit ihren
Ausfiihrungen in der Beschwerde trat die bP dem Sachverstandigengutachten nicht substantiiert und nicht auf gleicher
fachlicher Ebene entgegen.

Auch war dem Vorbringen und den vorgelegten Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der
befassten Sachverstéandigen oder deren Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen. Es lag daher kein Grund
vor, von den schlUssigen, widerspruchsfreien und nachvollziehbaren Ausfliihrungen der Sachverstandigen abzugehen.

Das Gutachten basierend auf der Aktenlage der medizinischen Sachverstandigen (Arztin fir Allgemeinmedizin) vom
02.11.2019 wurde ausfihrlich und Uberzeugend begrindet, sowohl betreffend die Wahl der Prozentséatze als auch der
Positionsnummer. Die Nachsorgekontrollen nach der Magenentfernung bei Magenkrebs sind unauffallig. Die
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Heilungsbewahrung ist bei Rezidivfreiheit abgeschlossen. Die Totalentfernung des Magens ist in der
Einschatzungsverordnung mit einem Fixsatz von 50 v.H. festgelegt.

Wenn die bP in ihrer Beschwerde vorbringt, dass die getroffene Einstufung hinsichtlich des Magenkarzinoms nicht dem
tatsachlichen Krankheitsbild entsprechen wirde, sowie dass sie grof3e Schmerzen im Ruickenbereich habe, so ist dem
entgegenzuhalten, dass diese Behauptungen nicht mit aktuellen Befunden belegt wurden und ist diesbezlglich auf die
obigen Ausfuihrungen hinzuweisen.

Die bP hatte ausreichend Gelegenheit, die Darlegungen des Sachverstandigen in geeigneter Weise, etwa mit einem von
ihr in Auftrag gegebenen Gutachten oder durch Vorlage aktueller aussagekraftiger Beweismittel zu widerlegen; dies
hat sie jedoch unterlassen. Mit ihren Beschwerdeausfuhrungen zeigt die bP auch keine Widerspriche,
Ungereimtheiten oder Mangel des Sachverstandigengutachtens auf, die eine Beeinspruchung auch ohne einem
Entgegentreten auf gleichem fachlichen Niveau ermdéglicht hatten (vgl. VwGH vom 20.10.2008, 2005/07/0108).

Der Wunsch nach Einholung entsprechender Sachverstandigengutachten aus den entsprechenden medizinischen
Bereichen ist als Erkundungsbeweis im Sinne der Rechtsprechung zu werten, zumal eine solche Untersuchung nicht
dazu dient, ein konkretes Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern ihr erst ermdglichen soll, ein solches zu
erstatten (vgl. VwGH vom 16.10.2002, 2002/03/0026, vom 09.09.2016, Ra 2014/02/0059). Der Pflicht der Behdrde zur
amtswegigen Feststellung des entscheidungswesentlichen Sachverhaltes ist jedoch die Mitwirkungspflicht der Partei
gegenubergestellt, der insbesondere dort Gewicht zukommt, wo ihr eine bessere Kenntnis der Sachlage zuzumuten ist
(vgl. VWGH vom25.05.2005, 2004/09/0030). Ein Anspruch auf die Zuziehung eines Facharztes eines bestimmten
medizinischen Teilgebietes besteht nicht, zumal es vielmehr auf die SchlUssigkeit des eingeholten Gutachtens
ankommt (vgl. VWGH 24.06.1997, 96/08/0114).

Die Vorbringen sind daher nicht geeignet, die Feststellungen der Sachverstandigen zu entkraften bzw. eine weitere
Beweisaufnahme zu bedingen, weshalb das Gutachten in freier Beweiswirdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt
wird. Da das Sachverstandigengutachten samt Erganzung auch mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen
Wissenschaft und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch steht, wird es in freier Beweiswirdigung der Entscheidung
zu Grunde gelegt.

3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

- Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

- Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

- Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVWGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF
- Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

- Verordnung des Bundesministers flUr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpdssen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit; ...

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.
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GemalR § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal Abs. 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemaf Abs. 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs. 2 des BBG anzuwenden. Fur jede Vertreterin und

jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

In Anwendung des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG iVm8 45 Abs. 3 BBG wird die Zustandigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begrindet und fallt die
Entscheidung der gegenstandlichen Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter Berlcksichtigung der zitierten
Bestimmungen in der Geschaftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes daflr vorgesehen ist. Der erkennende

Senat ist daher in diesem Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die Behdrde in dem
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaR 8 45 Abs. 3 AVG des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG),BGBI. Nr. 51/1991, ist den
Parteien Gelegenheit zu geben, vom Ergebnis der Beweisaufnahme Kenntnis und dazu Stellung zu nehmen. Der bP
wurde kein Parteiengehor gewahrt, weshalb

Das Sachverstandigengutachten vom 02.11.2019 wurde dem BeschwerdeflUhrer nicht Gbermittelt.

Seit Einflhrung der Neuerungsbeschrankung mit 01.07.2015, BGBI. Nr. 57/2015, welche konkret in8 46 BBG geregelt
ist, wurde vom Gesetzgeber ein Beschwerde-vorbringungsregulativ geschaffen. Ziel und Zweck der Novelle des
Behindertenrechtes ist u.a. die grundsatzliche Beschleunigung des erstinstanzlichen Verfahrens. Unter Heranziehung
der finalen Programmierung der Norm versteht man unter "neuen Tatsachen" jene Zustéande der Gesundheit, welche
zum Zeitpunkt des erstinstanzlichen Verfahrens nicht bekannt waren bzw. sein mussten. Werden nunmehr im
Beschwerdeverfahren vor dem BVwG von der bP "neue Tatsachen" vorgebracht, so sind diese in der
Entscheidungsfindung des Gerichtes nicht zu berticksichtigen. Nach Ansicht des Gerichtes unterliegen nicht dem
Neuerungsverbot jene Beeintrachtigungen, Schadigungen und dergleichen, welche nach gegenwartigem Stand der
Medizin als bekannte Folgen der Grunderkrankungen zu qualifizieren sind. Die Neuerungsbeschrankung entfaltet ihre
Rechtswirkung mit dem Einbringen der Beschwerde bei Gericht. Nachdem der bP kein Parteiengehdr gewahrt wurde,
ist das Vorbringen in der Beschwerde vom 14.01.2020 nicht vom Neuerungsverbot umfasst.

GemaR & 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behorde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.
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Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2. ff im
Speziellen angefiihrten Rechtsgrundlagen fur dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR & 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen MaRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

GemaR & 1 Abs. 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorUbergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur
vorUbergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

GemaR § 40 Abs. 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fur sie erhohte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.

Gemald § 40 Abs. 2 BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angeflUhrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

GemaR & 41 Abs. 1 BBG gilt als Nachweis fir das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Uber die Gewahrung der erhohten Familienbeihilfe gemaR § 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des & 40 Abs. 2 vorliegt.

GemaR § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemaR Abs. 1 nicht stattgegeben,
das Verfahren eingestellt (8 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemalR§& 47 BBG ist der Bundesminister flr Arbeit und Soziales ermachtigt, mit Verordnung die naheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen.

GemalR 8 54 Abs. 12 BBG treten § 1, 8 13 Abs. 5a, § 41 Abs. 1 und 2, 8 55 Abs. 4 und 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 81/2010 mit 1. September 2010 in Kraft.

Gemald § 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden
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korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu

erschweren. Als nicht nur vortibergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 2 Abs. 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser
Verordnung.

Gemal’ 8 2 Abs. 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind,
der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal § 2 Abs. 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
fanf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines
Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal 8 3 Abs. 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

Gemall § 3 Abs. 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zundchst von jener
Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fur die der héchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmald von weniger als 20 vH sind auller Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

Gemal 8 3 Abs. 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbe-eintrachtigungen, die geeignet ist,
eine Erhdhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn

sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fihren.

Gemald § 3 Abs. 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen
alleine.

Gemal’ 8 4 Abs. 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kérperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal? 8 4 Abs. 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrundung fur die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen
Begrindung zu enthalten.

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande
nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsdtze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des § 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zunachst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hochste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu prufen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu beriicksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere



Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemal § 27 Abs. 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmald von weniger als 20 v H. auller
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a VWGH vom 24. September 2003,
ZI.2003/11/0032; VWGH vom 21. August 2014, ZI. Ro 2014/11/0023-7).

Das angefuhrte Sachverstandigengutachten und die Angaben der bP im Verfahren sowie die im Rahmen der
Beschwerde vorgelegten Befunde wurden im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswirdigung der
Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt. Das zitierte Gutachten erfullt samtliche der in der
Einschatzungsverordnung normierten Voraussetzungen.

Die von der arztlichen Sachverstandigen erfolgte Bewertung der angegebenen Beschwerden und Krankheitszustande
entspricht der Einschatzungsverordnung sowohl hinsichtlich Position, als auch Prozentsatz. Festlegungen innerhalb
eines Rahmensatzes wurden schlUssig begrindet.

Nach & 27 VWGVG hat das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3
und 4 - also die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt und das Begehren) zu tberprufen, ist
also daran gebunden.

Die bP erachtete in der Beschwerde den im Bescheid festgestellten Grad der Behinderung als zu gering. GemaR dem
angefUhrten Gutachten ist bei der bP nicht von einem héheren Gesamtgrad der Behinderung auszugehen, weshalb die

Beschwerde abzuweisen war.

3.5. Soweit die bB im gegenstandlichen, wie auch in einer Vielzahl weiterer Verfahren das Parteiengehdr gem§ 45 Abs.
3 AVG verletzte, erlaubt sich das ho. Gericht auf die nachfolgenden Umsténde hinzuweisen:

Gem. § 45 Abs. 3 AVG ist den Parteien Gelegenheit zu geben, vom Ergebnis der Beweisaufnahme Kenntnis und dazu
Stellung zu nehmen. In den im gegenstandlichen Verfahren anwendbaren verfahrensrechtlichen
Sonderbestimmungen befindet sich keine solche, welche die belangte Behérde von ihrer Obliegenheit gem. § 45 AVG,
welche sich auf das dem objektiven Tatsachensubstrat angehdrige Elemente bezieht (Erk. d. VWGH vom 23. April 1982,
398/80, ebenso VwGH25.11.2004, 2004/03/0139; Hengstschlager/Leeb, AVG Kommentar, Rz 25 zu § 45 mwN; VwGH
4.11.1992, 92/01/0560; VwSgl 16.423 A/1930; VwSIg 6580 A/1961; VwSlg 7509 A/1969; VWGH 16.11.1993,90/07/0036;
Erk. d. VWGH v. 9.11.1994, 92/13/0068; VwGH 28.3.1996,96/20/0129; auch VwWGH 13.5.1986, 83/05/0204/0209),
entbinden wirde.

§ 45 Abs. 3 AVG entsprechend hatte die bB gegenlber der bP das Parteiengehdr zu wahren gehabt. Dieser
Obliegenheit kam sie jedoch nicht nach und wurde von ihr das Parteiengehdr vernachlassigt.

Im Verwaltungsverfahren ist das "Uberraschungsverbot" zu beachten. Darunter ist das Verbot zu verstehen, dass die
Behorde in ihre rechtlichen Wirdigung Sachverhaltselemente einbezieht, die der Partei nicht bekannt waren (fir viele:
Erk. vom 29.10.2015, Ro 2015/07/0032 mwnN).

Zwar geht der VWGH davon aus, dass seine standige Rechtsprechung, wonach eine im administrativen Verfahren
erfolgte Verletzung des Parteiengehors im Berufungsverfahren saniert werden kann, auf das Beschwerdeverfahren vor
dem VwG Ubertragen wird - eine im Verfahren vor der Verwaltungsbehdrde erfolgte Verletzung des Parteiengehors
kann dann durch die mit Beschwerde an das VwG verbundene Moglichkeit einer Stellungnahme saniert werden, wenn
der damit bekampfte Bescheid die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens vollstandig wiedergegeben hat (Erk. d. VWGH
vom 10.9.2015, Ra 2015/09/0056). Es stellt sich aber die Frage, ob dies stets der Fall ist und das Verwaltungsgericht
immer verhalten ist, das aufgrund des nicht gewahrten Parteiengehdrs mangelhafte Ermittlungsverfahren zu erganzen
oder sogar Uber weite Strecken erstmals zu fUhren bzw. hierdurch der Behdrde die Mdglichkeit eingeraumt werden
soll, den Grundsatz des Parteiengehors systematisch zu ignorieren, sich so der Verpflichtung zur Ermittlung eines
wesentlichen Teils des maRgeblichen Sachverhalts bzw. dessen rechtlicher Wirdigung zu entledigen und diese
Ermittlungstatigkeit gezielt auf das Verwaltungsgericht abzuwalzen.

Der VWGH legt der Gewahrung des Parteiengehdrs hohes Gewicht bei, und zeigt die standige Rechtsprechung, dass die
Hochstgerichte das Parteiengehdr zu den fundamentalen Grundsatzen des Rechtsstaates, der Hoheitsverwaltung und
eines geordneten Verwaltungs-verfahrens zahlen (fur viele: Erk. d. VwWGH vom 1.9.2015, 2013/15/0295 mwN; Erk. d.
VWGH vom  8.4.2014,2012/05/0004 mwN) und dessen Verletzung einen besonders qualifizierten und
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schwerwiegenden Verfahrensmangel darstellt. Die voéllige Vernachldssigung des Parteiengehodrs stellt einen so
wesentlichen Verfahrensmangel dar, dass er als willkirliches Vorgehen der Behdrde und Verletzung des
Gleichheitsgrundsatzes zu qualifizieren ist (Erk. des VwWGH vom 29.5.2013, 2011/01/0241; vgl. auch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom 9. Juni 1998 in VfSIg. Nr. 15.149/1998; sowie das hg. Erkenntnis vom 3. September 2001,
ZI. 2001/10/0004) und so in die Verfassungssphare eingreift.

Hinsichtlich der Entscheidungsbefugnis bzw. Entscheidungsverpflichtung geht der Gesetzgeber bei den
Verwaltungsgerichten vom Primat der Sachentscheidung aus, wenn er festlegt, dass gem. 8 28 Abs. 1 VwGVG das
Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen hat, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 28 Abs. 2 VWGVG hat Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder die
Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen
oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. GemaR § 28 Abs. 3 leg. cit. hat, wenn die Voraussetzungen
des Abs. 2 leg. cit nicht vorliegen, das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-
VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter
Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde
notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid
mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behorde
zurlckverweisen. Die Behorde ist hierbei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht
bei seinem Beschluss ausgeht.

Angesichts des in § 28 VWGVG insgesamt verankerten Systems stellt die nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG 2014
bestehende  Zurlckverweisungsmoglichkeit eine  Ausnahme von der grundsatzlichen  meritorischen
Entscheidungszustandigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen Verstandnis steht diese
Moglichkeit bezlglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des § 28 Abs. 3 VWGVG
verankerte grundsatzliche meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im §
28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berlcksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
dass von der Mdglichkeit der Zurickverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungsliicken
Gebrauch gemacht wird.

Beim vom Gesetzgeber ins Auge gefassten Konzept - namlich dem Primat der Sachentscheidung und dem
untergeordnet die Moglichkeit der Verwaltungsgerichte, bei bestimmten qualifizierten Fallkonstellationen eine
kassatorische Entscheidung zu treffen - ging dieser sichtlich von einer belangten Verwaltungsbehérde aus, welche
redlich bemuht ist, ein rechtskonformes Ermittlungsverfahren, wozu auch die regelmaRBige Gewdhrung des
Parteiengehdrs zu zahlen ist, zu fuhren. Dass ihr trotz dieses Bemuhens Fehler unterlaufen kénnen, ist evident und
wird vom Gesetzgeber zugestanden. Sicherlich hatte der Gesetzgeber keine belangte Behdrde vor Augen, welche
Ermittlungstatigkeiten gezielt und systematisch unterlasst, und sich so ihrer ihr zugewiesenen Zustandigkeit Uber
weite Strecken entledigt.

Eine Zurtckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfiihrung notwendiger Ermittlungen wird daher
im Lichte der oa. Ausfihrungen insbesondere dann in Betracht kommen,

- wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat,

- wenn sie zur Ermittlung des maRRgebenden Sachverhalts (vgl§ 37 AVG) lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte
gesetzt oder

- bloB ansatzweise ermittelt hat.

- Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehdrde (etwa schwierige)
Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (VWGH 26.06.2014, Ro
2014/03/0063).

In seinem Urteil vom 14.6.2017, C-685 EU:C:2017:452 befasste sich der EuGH mit der Frage, ob nationale
Bestimmungen, welche dem Verwaltungsgericht die amtswegige Ermittlung des maligeblichen Sachverhalts -bei
entsprechender Untatigkeit der Behdrde- der in der europarechtlichen Judikatur geforderten Obijektivitat und
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Unvoreingenommenheit des Gerichts entgegenstehen. Nach seiner Ansicht kdnnen die Gerichte nach den nationalen
Verfahrensregeln zwar verpflichtet sein, die notwendigen MaBnahmen zu ergreifen, um die Vorlage solcher Beweise zu
fordern, doch koénnen sie nicht verpflichtet sein, anstelle der genannten Behdrden die Rechtfertigungsgrinde
vorzubringen, die nach dem Urteil vom 30. April 2014, Pfleger u. a. (C-390/12, EU:C:2014:281) diese Behdrden
vorzubringen haben. Werden diese Rechtfertigungsgrinde wegen der Abwesenheit oder der Passivitat dieser
Behorden nicht vorgebracht, mussen die nationalen Gerichte alle Konsequenzen ziehen durfen, die sich aus einem
solchen Mangel ergeben. Der EuGH fuhrte weiters aus, dass die Art. 49 und 56 AEUV, wie sie insbesondere im Urteil
vom 30. April 2014, Pfleger u. a. (C-390/12, EU:C:2014:281), ausgelegt wurden, im Licht des Art. 47 der Charta dahin
auszulegen sind, dass sie einer nationalen Verfahrensregelung, nach der in Verwaltungsverfahren das Gericht, bei der
Prifung des malRgeblichen Sachverhalts die Umstdnde der bei ihm anhangigen Rechtssache von Amts wegen zu
ermitteln hat, nicht entgegenstehen, sofern diese Regelung nicht zur Folge hat, dass das Gericht an die Stelle der
zustandigen Behorden des betreffenden Mitgliedstaats zu treten hat, denen es obliegt, die Beweise vorzulegen, die
erforderlich sind, damit das Gericht eine entsprechende Prifung durchfihren kann. Die Ausfiihrungen des EuGH
beziehen sich zwar auf ein Verwaltungsstrafverfahren, sie sind nach ho. Ansicht jedoch auch im gegenstandlichen Fall
anwendbar.

Im gegenstandlichen Fall bestehen aufgrund der identen Vorgansweise der bB in Bezug auf die Unterlassung eines
ordnungsgemalien Parteiengehors in einer Mehrzahl von Verfahren konkrete Anhaltspunkte, dass die bB sowohl in
diesem Einzelfall, als auch in einer Vielzahl anderer Verfahren den - wie vom VwWGH bezeichnet - fundamentalen
Grundsatz des Parteiengehors ignoriert und so nicht nur in diesem Einzelfall, sondern in einer Vielzahl von Verfahren
WillkGr Gbt und gezielt einen essentiellen Teil von Ermittlungen unterldsst, bzw. die Behdrde das ho. Gericht zu
veranlassen versucht -wie vom EuGH bezeichnet- anstelle der Behérde tatig zu werden und so in seiner
Unabhangigkeit gegenlber den Verfahrensparteien zumindest eingeschrankt wird.

Ebenso wird darauf hingewiesen, dass die Gewahrung des Parteiengehdrs regelmalig mit hoher Wahrscheinlichkeit
eine Stellungnahme der Partei zur Folge hat, wenn sie jenen Sachverhalt von dem die Behérde ausgeht, fir unrichtig
bzw. unvollstandig halt. Diese Stellungnahme bzw. die im Rahmen dieser Stellungnahme angebotenen Beweismittel
sind wiederum ein wesentliches Bescheinigungsmittel zur Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes.

Die bB setzt offensichtlich gezielt auf den Umstand, dass das Verwaltungsgericht den oa. Umstand in seinem Verfahren
aufgreift, sich mit dem Vorbringen der beschwerdefiihrenden Partei, welche in der Beschwerde erstmals die
Moglichkeit hatte Stellung zu nehmen, auseinandersetzt und im Ermittlungsverfahren in angemessener Weise
berucksichtigt. Dies fuhrt regelmaRig zu einem wesentlich komplexeren Beschwerdeverfahren als es der Fall gewesen
ware, wenn die bB ordnungsgemal’ das Parteiengehor gewahrt und die Stellungnahme der Partei in ihrem Verfahren
berucksichtigt und so ihren weiteren Ermittlungen zu Grunde gelegt hatte.

Die Verwaltungsbehdrde unterliel3 letztlich offensichtlich gezielt und systematisch Ermittlungen, damit diese dann
durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden mussen (vgl. das bereits zitierte Erk. d. VWGH vom 26.06.2014, Ro
2014/03/0063, aber auch Urteil des EuGH vom 14.6.2017, C-685 EU:C:2017:452).

Im gegenstandlichen Fall erging trotz der oa. AusfUhrungen letztlich dennoch eine meritorisch Entscheidung, weil
aufgrund des -durch Vorenthaltung des Parteiengehors- erstmaligen Vorbringens in der Beschwerde eine
Entscheidung durch das ho. Gericht ausnahmsweise zweckmaRig erschien.

3.6. Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte hat in seiner Entscheidung vom 19. Februar 1998, ZI.
8/1997/792/993 (Fall Jacobsson; O)Z 1998, 41) unter Hinweis auf seine Vorjudikatur das Unterbleiben einer mindlichen
Verhandlung dann als mit der EMRK vereinbar erklart, wenn besondere Umstdnde ein Absehen von einer solchen
Verhandlung rechtfertigen. Solche besonderen Umstande erblickt der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte
darin, dass das Vorbringen des Beschwerdefiihrers im Fall Jacobsson vor dem Obersten Schwedischen
Verwaltungsgericht nicht geeignet war, irgendeine Tatsachen- oder Rechtsfrage aufzuwerfen, die eine mundliche
Verhandlung erforderlich machte (vgl. VwGH 03.11.2015, ZI. 2013/08/0153).

Im vorliegenden Fall haben die Parteien die Durchfihrung einer Verhandlung durch das Verwaltungsgericht nicht
beantragt. Mal3gebend fur die gegenstandliche Entscheidung Uber den Grad der Behinderung sind die Art und das
Ausmal der Funktionsbeeintrachtigungen, welche auf Grundlage eines medizinischen Sachverstandigengutachtens
einzuschatzen sind. Wie im gegenstandlichen Erkenntnis ausgefuihrt wurde, wurde das hierfur eingeholte - auf Basis



einer klinischen Untersuchung erstellte - Gutachten als nachvollziehbar, vollstandig und schlissig erachtet und zeigt
die bP weder Widerspriiche, Ungereimtheiten noch Mangel auf. Der auf sachverstandiger Basis ermittelte,
entscheidungsrelevante Sachverhalt ist sohin geklart, nicht erganzungsbedurftig und wurden in der Beschwerde keine
Rechts- oder Tatsachenfragen von einer solchen Art aufgeworfen, dass deren Ldsung eine mundliche Verhandlung
erfordert hatte. Von der Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung konnte daher abgesehen werden.

Nach der standigen Rechtsprechung des VwGH sind fur das Absehen einer mundlichen Verhandlung wegen geklarten
Sachverhalts folgende Kriterien beachtlich vgl. Erk. d. VWGH vom 28.5.2014, Ra 2014/20/0017, Beschluss des VwGH
vom 25.4.2017, Ra 2016/18/0261-10):

- Der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt wurde von der bB vollstéandig in einem
ordnungsgemalen Ermittlungsverfahren erhoben und weist dieser bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung
durch das ho. Gericht noch immer die gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeiten auf.

- Die bB musste die die entscheidungsmaligeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer
Entscheidung offen gelegt haben und das ho. Gericht die tragenden Erwdgungen der verwaltungsbehdrdlichen
Beweiswirdigung teilen.

- In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder
darlber hinaus gehender fiur die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei bloR unsubstantiiertes
Bestreiten des von der bB festgestellten Sachverhalts ebenso aulier Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, welches
gegen das Neuerungsverbot gem. § 46 BBG verstolt.

- Auf verfahrensrechtliche Besonderheiten ist Bedacht zu nehmen.

Da die oa. Kriterien im gegenstandlichen Fall erfullt sind, und fur es im Rahmen der Gewahrung des schriftlichen
Parteiengehors im Beschwerdeverfahren auf den persénlichen Eindruck nicht ankam, da die Leiden der bP nicht in
Zweifel gezogen wurden, konnte eine Beschwerdeverhandlung unterbleiben.

3.6. GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden (VWGH
vom 22.05.2014, Ra 2014/01/0030).

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer solchen. Diesbezuglich ist die vorliegende Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu
beurteilen. Insbesondere ergeben sich keine Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung in Bezug auf die
gesetzlichen Anforderungen eines Gutachtens und in Bezug auf die hier anzuwendenden und auszulegenden
Rechtsvorschriften.

Sonstige Hinweise, die auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu ldsenden Rechtsfrage schlieRen lassen, liegen
ebenfalls nicht vor. Im Rahmen der Frage des Umfanges der Ausnahme von der Verhandlungspflicht orientierte sich
das ho. Gericht ebenfalls an der Judikatur des VwGH.

1. Die Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG waren somit nicht gegeben.
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